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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

(Artikel 76 und 77) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 76 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „drei" 
durch das Wort „sechs" ersetzt. 

2. In Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „zwei" 
durch das Wort „drei" ersetzt. 

3. In Artikel 77 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte 
„einer Woche" durch die Worte „zwei Wochen" 
ersetzt. 

4. Artikel 77 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Ab- 
satzes 2 letzter Satz mit dem Eingänge des vom 
Bundestage erneut gefaßten Beschlusses, in allen 
anderen Fällen mit dem Eingänge der Mitteilung 
des Vorsitzenden des in Absatz 2 vorgesehenen 
Ausschusses, daß das Verfahren vor dem Aus- 
schüsse abgeschlossen ist." 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Einleitung 

Nach Artikel 76 Abs. 2 Satz 2 GG ist der Bundesrat 
berechtigt, innerhalb von drei Wochen zu den Ge- 
setzesvorlagen der Bundesregierung Stellung zu 
nehmen. Die vom Bundestag beschlossenen Gesetze 
sind nach ihrer Annahme unverzüglich durch den 
Präsidenten des Bundestages dem Bundesrat zuzu- 
leiten, der binnnen zwei Wochen nach Eingang des 
Gesetzesbeschlusses die Einberufung des Vermitt- 
lungsafusschusses verlangen kann (Artikel 77 Abs. 1 
Satz 2, Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 GG). Nach Beendi- 
gung des Vermittlungsverfahrens kann der Bundes- 
rat gegen ein vom Bundestag beschlossenes Gesetz, 
das der Zustimmung des Bundesrates nicht bedarf, 
binnen einer Woche Einspruch einlegen; hat der 
Vermittlungsausschuß eine Änderung des Ge- 
setzesbeschlusses vorgeschlagen, so beginnt die 
Frist mit dem Eingang des vom Bundestag erneut 
gefaßten Beschlusses beim Bundesrat, 'in allen an- 
deren Fällen sofort mit dem Abschluß des Vermitt- 
lungsverfahrens (Artikel 77 Abs. 3 GG). 

Die Kürze dieser Fristen hat sich von jeher als 
schweres Hindernis für die Arbeit des Bundesrates 
erwiesen. Die Stellungnahmen des Bundesrates zu 
den Gesetzesvorlagen der Bundesregierung (sog. 
erster Durchgang) sowie seine Entscheidungen über 
die Zustimmung zu den Gesetzesbeschlüssen des 
Bundestages, über die Anrufung des Vermittlungs- 
ausschusses und über die Einlegung des Einspruchs 
sind von weittragender Bedeutung. Die Stimmen 
eines Landes können im Bundesrat nach Artikel 51 
Abs. 3 Satz 2 GG nur einheitlich abgegeben werden. 
Die Landesregierungen müssen ihre Entscheidungen 
über die im Bundesrat zur Beratung anstehenden 
Vorlagen vor den Sitzungen des Bundesrates fest- 
legen. Diese Entscheidungen der Landesregierungen 
bedürfen sorgfältiger und eingehender Vorberei- 
tungen in den Fachministerien der Länder und in 
den Ausschüssen des Bundesrates. Der auf allen Be- 
teiligten lastende Druck der zu kurzen Fristen des 
Grundgesetzes macht eine ordnungsgemäße Vorbe- 
reitung der Abstimmungen des Bundesrates in vie- 
len Fällen außerordentlich schwierig und zwingt zu 
einer Hast, die eines gesetzgebenden Organs un- 
würdig ist. Obwohl der Bundesrat bestrebt ist, die 
Beteiligung seiner Ausschüsse auf das unbedingt er- 
forderliche Maß zu beschränken, läßt es sich in zahl- 
reichen Fällen nicht vermeiden, daß sich mehrere 
Ausschüsse mit einer Vorlage befassen müssen, da 
viele Gesetze sich auf den mannigfaltigsten Lebens- 
gebieten auswirken. Naturgemäß weichen die nach 
fachlichen Gesichtspunkten erarbeiteten Empfehlun- 
gen der Ausschüsse oft voneinander ab. Die Kürze 
der im Bundesrat zur Beratung verfügbaren Zeit ver- 
hindert immer wieder, daß diese voneinander ab- 


weichenden Empfehlungen vorher soweit wie mög- 
lich miteinander in Einklang gebracht werden, so 
daß die Beratungen und Beschlüsse der Landesregie- 
rungen und die Abstimmungen im Plenum des Bun- 
desrates erheblich erschwert werden. 

Wenn bei den Beratungen im Plenum des Bundes- 
rates neue Fragen oder neue Gesichtspunkte auf- 
tauchen, so macht es der drohende Fristablauf in 
der Regel unmöglich, die Abstimmung über eine 
Vorlage bis zu einer erneuten Beratung in den 
Landesregierungen auszusetzen. Eine zweite Lesung 
der Gesetzentwürfe, die sich vor allem bei umfang- 
reichen und schwierigen Gesetzesvorlagen als not- 
wendig oder doch zweckmäßig erweisen kann, wird 
so von vornherein ausgeschlossen. 

Es kommt hinzu, daß im Interesse einer rationellen 
Abwicklung der anfallenden gesetzgeberischen Ar- 
beit die Plenarsitzungen des Bundesrates so anbe- 
raumt werden müssen, daß sich der Beratungsstoff 
einigermaßen gleichmäßig auf die einzelnen Sit- 
zungstage verteilt. Dabei befindet sich der Bundes- 
rat in einer doppelten Zwangslage: einerseits muß 
er die verschiedenen im Grundgesetz für seine Ent- 
scheidungen festgelegten Fristen beachten*, anderer- 
seits ist er für den Beginn dieser Fristen von der 
Zustellung der Vorlagen durch die Bundesregierung 
und durch den Präsidenten des Bundestages ab- 
hängig. Die Zuleitung der Vorlagen an den Bundes- 
rat läßt sich durch Absprache zwischen Bundesregie- 
rung oder Bundestag einerseits und Bundesrat an- 
dererseits nur in beschränktem Maße und immer nur 
von Fall zu Fall steuern. Die zeitlichen Dispositio- 
nen des Bundesrates werden dabei auch durch den 
Umstand erschwert, daß der Ältestenrat des Bun- 
destages die Tagesordnungen gewöhnlich erst zwei 
Tage vor den Plenarsitzungen des Bundestages fest- 
zusetzen pflegt. Aus allen diesen Gründen hat sich 
eine langfristige Planung der Sitzungen des Bundes- 
rates als unmöglich erwiesen. 

Darüber hinaus war der Bundesrat in zahlreichen 
Fällen gezwungen, auf einen Teil der ihm vom 
Grundgesetz eingeräumten Zeit zu verzichten, wenn 
er nicht wegen einiger weniger Vorlagen eine be- 
sondere Sitzung anberaumen wollte. 

Um die geschilderten Schwierigkeiten zu beseiti- 
gen und die Mitarbeit des Bundesrates an der Bun- 
desgesetzgebung zum Wohle des Ganzen zu fördern, 
ist es geboten, die in Artikel 76 Abs. 2 Satz 2, Arti- 
kel 77 Abs. 2 Satz 1 und Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 GG 
vorgesehenen Fristen auf sechs, drei bzw. zwei Wo- 
chen zu verlängern. Eine unangemessene Verzöge- 
rung des Gesetzgebungsverfahrens ist hierdurch 
nicht zu befürchten. Auch die verlängerten Fristen 
für die Stellungnahmen und Entscheidungen des 
Bundesrates fallen angesichts der beträchtlichen Zeit, 
die durch Vorbereitung eines Gesetzgebungsvorha- 
bens durch die Bundesregierung in Anspruch nimmt, 
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und angesichts der Dauer des Gesetzgebungsverfah- 
rens im Bundestag nicht wesentlich ins Gewicht. In 
diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, 
daß die Stellungnahmen der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates nicht selten 
längere Zeit in Anspruch nehmen. Die Praxis des 
Bundesrates hat außerdem bewiesen, daß der Bun- 
desrat in dringlichen Fällen bereit ist, auf die volle 
Ausnutzung der ihm zur Verfügung stehenden 
Fristen zu verzichten. 


II. 

Zu den Einzelvorsdiriften 

1. Zu Artikel I Nr. 1 

Die in Artikel 76 Abs. 2 Satz 2 GG auf drei 
Wochen bemessene Frist für die Stellungnahme 
des Bundesrates im ersten Durchgang soll ver- 
doppelt werden. 


2. Zu Artikel I Nr. 2 

Die in Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 GG bestimmte 
Frist für die Anrufung des Vermittlungsausschus- 
ses soll von zwei auf drei Wochen verlängert 
werden. Wie bisher sind die vom Bundestag be- 
schlossenen Bundesgesetze nach ihrer Annahme 
unverzüglich durch den Präsidenten des Bundes- 
tages dem Bundesrat zuzuleiten. 


3 . Zu Artikel I Nr. 3 

Die in Artikel 77 Abs. 3 Satz 1 GG bestimmte 
einwöchige Einspruchsfrist soll verdoppelt wer- 
den. 

4 . Zu Artikel I Nr. 4 

Nach dieser Vorschrift soll die Einspruchsfrist in 
den Fällen, in denen der Vermittlungsaussctouß 
eine Änderung des Gesetzesbeschlusses nicht 
vorschlägt, erst mit dem Eingang einer formellen 
Mitteilung des Vorsitzenden des Vermittlungs- 
ausschusses beginnen, daß das Verfahren vor 
dem Vermittlungsausschuß beendet ist. Durch 
diese Änderung wird dem Vorsitzenden des Ver- 
mittlungsausschusses ein gewisser Spielraum ein- 
geräumt, der es Ihm ermöglicht, auf die Sitzungs- 
termine des Bundesrates Rücksicht zu nehmen. 
Nach der geltenden Fassung des Artikels 77 
Abs. 3 Satz 2 GG beginnt die Einspruchsfrist in 
Fällen dieser Art, z. B. wenn der Vermittlungs- 
ausschuß den Gesetzesbeschluß des Bundestages 
bestätigt, bereits mit dem Abschluß des Verfah- 
rens vor dem Vermittiungsausschuß. Da es sich 
niemals voraussehen läßt, ob das Ergebnis der 
Beratungen des Vermittlungsausschusses eine er- 
neute Beschlußfassung durch den Bundestag er- 
forderlich macht, muß bei jedem Verfahren vor 
dem Vermittlungsausschuß damit gerechnet wer- 
den, daß die Einspruchsfrist bereits mit dem Ab- 
schluß dieses Verfahrens beginnt. Die Vorschrift 
verursacht daher beim Bundesrat und beim Ver- 
mittlungsausschuß immer wieder Terminschwie- 
rigkeiten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Der Gesetzentwurf entspricht dem Entwurf, der in 
der vorigen Legislaturperiode vom Bundesrat beim 
Bundestag eingebracht und von diesem nicht mehr 
beraten worden ist — Drucksache IV/2840. 

1. Die Verlängerung der Dreiwochenfrist des Arti- 
kels 76 Abs. 2 GG in eine Sechswochenfrist hat 
die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme zum 
damaligen Gesetzentwurf nur dann für vertret- 
bar gehalten, wenn sichergestellt wird, daß bei 
dringlichen Vorlagen die Zuleitung an den Bun- 
destag nicht erst nach Ablauf der sechs Wochen 
geschehen kann. Um dieses zu gewährleisten, 
hat sie vorgeschlagen, im Satz 2 des Artikels 76 
Abs. 2 GG das Wort „drei" durch das Wort 
„sechs" zu ersetzen und folgenden Satz 3 anzu- 
fügen: 

„Die Bundesregierung kann eine Vorlage, die 
sie bei der Zuleitung an den Bundesrat als 
dringlich bezeichnet hat, nach drei Wochen 
dem Bundestag zuleiten, auch wenn die Stel- 
tungnahme des Bundesrates noch nicht bei ihr 
eingegangen ist; sie hat die Stellungnahme 
des Bundesrates unverzüglich nach Eingang 
dem Bundestag nachzureichen." 

Auch nach erneuter Prüfung hält die Bundes- 
regierung diesen Vorschlag aufrecht. Die Bundes- 


regierung bestreitet nicht, daß sich aus der der- 
zeitigen Dreiwochenfrist technische Schwierig- 
keiten für die Arbeit des Bundesrates ergeben 
können. Auf der anderen Seite sind die sich 
aus einer Verlängerung der Dreiwochenfrist 
ergebenden Nachteile — Hinausschieben des 
Beginns der Beratungen im Bundestag, mög- 
licherweise ein Anreiz zur Einbringung von 
Initiativ-Entwürfen im Bundestag in Eilfällen — 
so bedeutsam, daß die Bundesregierung sich 
nicht für eine ausnahmslose Verlängerung der 
Dreiwochenfrist aussprechen kann. 

2. Hinsichtlich der Zweiwochenfrist des Artikels 77 
Abs. 2 Satz 1 GG für die Anrufung des Vermitt- 
lungsausschusses und der einwöchigen Frist des 
Artikel 77 Abs. 3 Satz 1 GG für die Einlegung des 
Einspruchs gegen ein vom Bundestag beschlosse- 
nes Gesetz hat die Bundesregierung nach wie vor 
Zweifel, ob eine Verlängerung dieser Fristen 
geboten ist. Nach ihrer Auffassung sollte daher 
diese Frage im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens näher geprüft werden. 

3. Die vorgeschlagene Änderung des Artikels 77 
Abs. 3 Satz 2 GG hält die Bundesregierung für 
gerechtfertigt. 
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